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  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder werden zur Klarstellung die Rz. 13 und 19 des BMF-Schreibens vom 4. 9. 2009 

- IV B 9 – S 7117/08/10001 (2009/0580334) - (BStBl I S. 1005) neu gefasst und das 

BMF-Schreiben um die neuen Rz. 19a und 19b ergänzt: 

 

„13 (7) Für Zwecke der Bestimmung des Leistungsorts werden nach § 3a Abs. 2 Satz 3 UStG 

nicht unternehmerisch tätige juristische Personen, denen für die Umsatzbesteuerung 

innergemeinschaftlicher Erwerbe eine USt-IdNr. erteilt wurde – die also für umsatzsteuerliche 

Zwecke erfasst sind –, einem Unternehmer gleichgestellt. Hierunter fallen insbesondere 

juristische Personen des öffentlichen Rechts, die ausschließlich hoheitlich tätig sind, aber 

auch juristische Personen, die nicht Unternehmer sind (z. B. eine Holding, die ausschließlich 

eine bloße Vermögensverwaltungstätigkeit ausübt). Ausschließlich nicht unternehmerisch 

tätige juristische Personen, denen eine USt-IdNr. erteilt worden ist, müssen diese gegenüber 

dem leistenden Unternehmer verwenden, damit dieser die Leistungsortregelung des § 3a 

Abs. 2 UStG anwenden kann. Verwendet die nicht unternehmerisch tätige juristische Person 

als Leistungsempfänger keine USt-IdNr., hat der leistende Unternehmer nachzufragen, ob ihr 

eine solche Nummer erteilt worden ist. 
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 Beispiel: 

 Der in Belgien ansässige Unternehmer U erbringt an eine juristische Person des öffentlichen Rechts J 

mit Sitz in Deutschland eine Beratungsleistung. J verwendet für diesen Umsatz keine USt-IdNr. Auf 

Nachfrage teilt J dem U mit, ihr sei keine USt-IdNr. erteilt worden. 

 

Da J angegeben hat, ihr sei keine USt-IdNr. erteilt worden, kann U davon ausgehen, dass die 

Voraussetzungen des § 3a Abs. 2 Satz 3 UStG nicht erfüllt sind. Der Ort der Beratungsleistung des U 

an J liegt in Belgien (§ 3a Abs. 1 UStG). 

 

Zur Bestimmung des Leistungsortes bei sonstigen Leistungen an juristische Personen, die 

sowohl unternehmerisch als auch nicht unternehmerisch tätig sind, vgl. Rz. 19 bis 19b. 

 

19 (13) Bei Leistungsbezügen juristischer Personen des privaten Rechts, die sowohl 

unternehmerisch als auch nicht unternehmerisch tätig sind, kommt es für die Frage der 

Ortsbestimmung darauf an, ob die Leistung für das Unternehmen ausgeführt worden ist. § 3a 

Abs. 2 Satz 3 UStG findet in diesen Fällen keine Anwendung.  

 

19a (13a) Bei Leistungsbezügen juristischer Personen des öffentlichen Rechts, die hoheitlich und 

im Rahmen eines Betriebs gewerblicher Art (§ 2 Abs. 3 UStG) unternehmerisch tätig sind, 

kommt es für die Frage der Ortsbestimmung darauf an, ob die Leistung für diese 

unternehmerische Tätigkeit ausgeführt worden ist. § 3a Abs. 2 Satz 3 UStG findet in diesen 

Fällen keine Anwendung. Haben die Gebietskörperschaften Bund und Länder für einzelne 

Organisationseinheiten (z.B. Ressorts, Behörden und Ämter) von der Vereinfachungsregelung 

in Abschnitt 282a Abs. 3 Satz 4 UStR Gebrauch gemacht, ist die jeweilige, der einzelnen 

Organisationseinheit erteilte USt-IdNr. bei Leistungsbezügen nicht zu verwenden, wenn 

dieser Leistungsbezug nicht für einen Betrieb gewerblicher Art sondern für den hoheitlichen 

Bereich erfolgt. Dies gilt entsprechend, wenn die Organisationseinheit ausschließlich 

hoheitlich tätig ist und ihr eine USt-IdNr. nur für Zwecke der Umsatzbesteuerung 

innergemeinschaftlicher Erwerbe erteilt wurde. Rz. 13 Satz 3 ist entsprechend nicht 

anzuwenden.  

 
 Beispiel: 

 Der in Luxemburg ansässige Unternehmer U erbringt an eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts J mit Sitz in Deutschland eine Beratungsleistung ausschließlich für deren Hoheitsbereich. J hat 

neben dem hoheitlichen Bereich noch einen Betrieb gewerblicher Art, der für umsatzsteuerliche 

Zwecke erfasst und dem eine USt-IdNr. erteilt worden ist. J ist darüber hinaus für den hoheitlichen 

Bereich für Zwecke der Besteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs eine besondere USt-IdNr. 

erteilt worden. 

 



 
Seite 3  Da die Beratungsleistung für den hoheitlichen (nicht unternehmerischen) Bereich der J verwendet 

wird, ist deren Leistungsort nach § 3a Abs. 1 UStG in Luxemburg. J hat weder die ihr für Zwecke der 

Besteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs erteilte USt-IdNr. noch die dem Betrieb 

gewerblicher Art erteilte USt-IdNr. zu verwenden. 

 

 Wird eine der Art nach unter § 3a Abs. 2 UStG fallende Leistung sowohl für den 

unternehmerischen als auch für den hoheitlichen Bereich der juristischen Person des 

öffentlichen Rechts erbracht, ist Rz. 14 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

 

19b (13b) Soweit inländische und ausländische Rundfunkanstalten des öffentlichen Rechts 

untereinander entgeltliche sonstige Leistungen ausführen, gelten hinsichtlich der 

Umsatzbesteuerung solcher zwischenstaatlicher Leistungen deshalb die allgemeinen 

Regelungen zum Leistungsort. Der Leistungsort bestimmt sich bei zwischenstaatlichen 

Leistungen der Rundfunkanstalten nach § 3a Abs. 2 UStG, wenn die die Leistung 

empfangende Rundfunkanstalt  

- Unternehmer ist und die Leistung entweder ausschließlich für den unternehmerischen oder 

sowohl für den unternehmerischen als auch nichtunternehmerischen Bereich bezogen 

wurde oder 

- eine einem Unternehmer gleichgestellte juristische Person ist (siehe Rz. 7). 

Ist die Rundfunkanstalt weder ein Unternehmer noch eine einem Unternehmer gleichgestellte 

juristische Person, richtet sich der Leistungsort grundsätzlich nach § 3a Abs. 1 UStG. Bei den 

in Satz 2 genannten Fällen ist die inländische Rundfunkanstalt als Leistungsempfänger 

Steuerschuldner (§ 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 1 UStG). Die Sätze 1 bis 4 sind 

entsprechend anzuwenden, wenn an den zwischenstaatlichen Leistungen eine andere 

ausländische Rundfunkorganisation, z. B. die European Broadcasting Union (EBU), beteiligt 

ist.“ 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
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